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Gebeten wurde um eine Darstellung der Argumente, die für und gegen Volksabstimmungen auf 
Bundesebene angeführt werden. 

In einem Telefonat mit einem Mitarbeiter des Abgeordneten am 7. Juni 2016 wurde der aktuelle 
Stand der Diskussion über die Einführung von Elementen direkter Demokratie auf Bundesebene 
kurz besprochen und die Übersendung des Sachstandes WD 3 - 3000 - 020/09 „Volksabstimmun-
gen: pro und contra“ sowie des Aktuellen Begriffs Nr. 145/09 „Volksabstimmungen“ vereinbart. 
Im Gespräch bat der Mitarbeiter zudem um Recherche eines Nachweises für eine Stimme aus der 
rechtswissenschaftlichen Literatur, die Volksabstimmungen ablehnt. 

Im Nachgang zum Telefonat wurden dem Büro vereinbarungsgemäß die zwei Arbeiten des Fach-
bereichs sowie die Aufsätze „Plebiszitäre Elemente in der repräsentativen Demokratie?“ von Prof. 
Dr. Ulrich Karpen (JA 1993, S. 110 ff.) und „Volksbegehren und Volksentscheid“ von Prof. Dr. 
Hans Herbert von Arnim und Prof. Dr. Martin Kriele (ZRP 2002, S. 492) übersandt. 
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